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Bericht aus Berlin

die Welt schaut auf die USA und erlebt einen unkontrolliert um 
sich schlagenden Präsidenten, der ein Verhalten zeigt, das einer 
der ältesten Demokratien der Welt einfach nur unwürdig ist. Ein 
knappes Wahlergebnis im Rahmen der rechtlichen Bestimmun-
gen überprüfen zu lassen, ist ein Schritt, der jedem Kandidaten 
zusteht. Als Präsident abstruse Verschwörungstheorien zu 
streuen und zu versuchen, geltendes Recht zum eigenen Vorteil 
zu brechen, übersteigt noch einmal alles, was wir von Donald 
Trump inzwischen schon gewohnt sind. Dieser Präsident rüttelt 
an den Grundfesten der Demokratie, er treibt bis zum Schluss 
einen Keil in ein ohnehin gespaltenes Volk. Als Amerika-Freund 
hoffe ich inständig, dass die USA zu demokratischen Umgangs-
formen, verlässlicher Politik und vor allem zur Einheit als Nation 
zurückfinden.

Der Corona-Lockdown im November bedeutet für viele Betriebe 
praktisch eine Schließung, auch Solo-Selbständige können oft 
nicht arbeiten. Hier setzt die außerordentliche Wirtschaftshilfe 
des Bundes an, die ein Finanzvolumen von zehn Milliarden Euro 
bereitstellt. Erstattet werden daraus 75% des Umsatzes aus 
November 2019. Solo-Selbständige, die oft ein stark schwan-
kendes Einkommen haben, können alternativ den Vorjahres-
umsatz als Bezugsrahmen wählen. Eine Übersicht zu den Details 
der Außerordentlichen Wirtschaftshilfe gibt es als Anhang zu 
diesem Bericht aus Berlin.

In zweiter und dritter Lesung beschließen wir in dieser Woche 
das Gesetz zur Beschleunigung von Investitionen, mit denen 
wichtige Infrastrukturprojekte schneller auf den Weg gebracht 
werden können. Zu den Maßnahmen gehören Vereinfachungen 
im Raumordnungsrecht und den Genehmigungsverfahren für 
die Elektrifizierung von Schienenstrecken. Weitere Regelungen 
werden Gerichtsverfahren beschleunigen, verwaltungsrecht-
liche Verfahren optimieren und Zuständigkeiten klarer struktu-
rieren. Angesichts der „unendlichen Geschichte“ vieler deut-
scher Infrastrukturprojekte ist das ein lange überfälliger Schritt 
- auch wenn es in dieser Woche eine rühmliche Ausnahme von 
unseren ausufernden Verfahrenswegen gab: Die Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichtes zum Fehmarnbelt-Tunnel 
machte – fast schon überraschend – den Weg frei für das derzeit 
größte europäische Verkehrsprojekt. Ein gutes Signal, dem hof-
fentlich bald weitere Beispiele folgen. Das Urteil hilft indirekt 
auch anderen schleswig-holsteinischen Projekten. Durch das 
Urteil werden bei den Planungsbehörden kaum Ressourcen für 
Nacharbeiten gebunden, so dass diese für anderen Projekte wie 
z. B. die A20 zur Verfügung stehen.

Mit der Reform des Windenergie-auf-See-Gesetzes setzen wir 
einen Teil des Klimaschutzprogrammes 2030 um und definieren 
klare Ausbauziele. Die Zielvorgabe für Offshore-Windenergie 
für 2030 wird von 15 auf 20 Gigawatt Leistung angehoben, bis 
2040 sollen es bereits 40 Gigawatt sein. Mit einem zusätzlichen 
Prüfungsschritt minimieren wir das Risiko, dass ein Offshore-
Windpark nicht genutzt werden kann, weil sich die Fertigstel-
lung seiner Anbindungsleitung verzögert.

Dass die Geburt eines Kindes nicht nur ein freudiges Ereignis, 
sondern auch ein nicht zu unterschätzender Verwaltungsakt ist, 
durfte ich selbst in diesem Jahr bei der Geburt unserer Tochter 
Tine feststellen. Warum einem Neugeborenen umgehend auto-
matisch eine Steuernummer zugeteilt wird, andere Dinge heut-
zutage aber immer noch umständlich per Formular beantragt 
werden müssen, erschließt sich mir wirklich nicht. In diesem 
Sinne kann ich das in dieser Woche beschlossene Gesetz zur Di-
gitalisierung von Verwaltungsverfahren bei der Gewährung von 
Familienleistungen nur begrüßen. Hinter dem sperrigen Namen 
verbirgt sich eine wesentliche Vereinfachung für Eltern. Wir 
schaffen damit die rechtlichen Rahmenbedingungen für einen 
behördenübergreifenden Datenaustausch, der den Zugang 
zu Elterngeld, Kindergeld und Namensbestimmung deutlich 
abkürzt. Dafür die Hand heben zu können, war ehrlich gesagt 
mein ganz privater Lichtblick in den Gesetzgebungsverfahren 
dieser Sitzungswoche: Nach der Geburt ihres Kindes gibt es für 
Eltern wahrlich bessere und schönere Aufgaben, als sich mit den 
Mühlen der Bürokratie herumzuschlagen.

In seinem Bericht an die Bundestagsfraktion, den ich Ihnen und 
Euch in der Anlage übersende, geht der Fraktionsvorsitzende 
Ralph Brinkhaus, MdB, auf folgende Themen ein:

• Unser Land stemmt sich in beeindruckender Weise gegen 
Pandemie.

• Einheitlich, ehrlich und entschlossen gegen die Pandemie.

• Vereint im Kampf gegen islamistischen Terror.

• Klares Bekenntnis zur transatlantischen Partnerschaft.
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Überblick zur außerordentlichen Wirtschaftshilfe im November 
 

Bundesprogramm Außerordentliche Wirtschaftshilfe des Bundes für Unternehmen, 
Betriebe, Selbständige, Vereine und Einrichtungen, deren Betrieb 
aufgrund der zur Bewältigung der Pandemie erforderlichen 
Maßnahmen temporär geschlossen wird, in Form einer einmaligen 
Kostenpauschale. 

Antragsberechtigte  - Alle Unternehmen (auch öffentliche), Betriebe, Selbständige, 
Vereine und Einrichtungen, die auf der auf Grundlage des MPK-
Beschlusses vom 28. Oktober 2020 erlassenen 
Schließungsverordnungen der Länder den Geschäftsbetrieb 
einstellen mussten (direkt betroffene Unternehmen), 

- Alle Unternehmen, die nachweislich und regelmäßig 80 
Prozent ihrer Umsätze mit direkt von den o.g. Maßnahmen 
betroffenen Unternehmen erzielen (indirekt betroffene 
Unternehmen). 

Hotels werden als direkt betroffene Unternehmen angesehen.  

Förderfähige 
Maßnahme 

Zuschüsse pro Woche der Schließungen in Höhe von 75 Prozent 
des durchschnittlichen wöchentlichen Umsatzes im November 
2019. 

Soloselbstständige können als Vergleichsumsatz alternativ den 
durchschnittlichen Monatsumsatz im Jahre 2019 zugrunde legen. 
Bei Antragsberechtigten, die nach dem 31. Oktober 2019 ihre 
Geschäftstätigkeit aufgenommen haben, kann als Vergleichsumsatz 
der Monatsumsatz im Oktober 2020 oder der monatliche 
Durchschnittsumsatz seit Gründung gewählt werden.  

Förderhöchstgrenze 
/ Beihilferahmen 

Die Förderhöchstgrenze bildet der beihilferechtliche Rahmen: 

- Novemberhilfe: Beihilfen bis 1 Mio. Euro (gestützt auf 
Kleinbeihilfenregelung und De-Minimis-VO) 

- Novemberhilfe plus: Beihilfen über 1 Mio. Euro nach 
Notifizierung bei der EU-Kommission (Notifizierung 
voraussichtlich nach Art. 107 Abs. 2 b AEUV). 

Anrechnung 
erhaltener 
Leistungen 

Andere Leistungen für den Förderzeitraum wie Überbrückungshilfe 
oder Kurzarbeitergeld werden angerechnet.  

Anrechnung / 
Lieferdienste 

Umsätze von mehr als 25 Prozent werden auf die Umsatzerstattung 
angerechnet (damit es keine Überförderung von mehr als 100 
Prozent des Vergleichs-Umsatzes gibt). 

Für Restaurants wird die Umsatzerstattung auf 75 Prozent der 
Umsätze im Vergleichszeitraum 2019 mit vollem Mehrwertsteuersatz 
begrenzt. Damit werden Außerhausverkaufsumsätze mit 
reduziertem Mehrwertsteuersatz herausgerechnet. Im Gegenzug 
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werden die Außerhausverkaufsumsätze während der Schließungen 
von der Umsatzanrechnung ausgenommen, um eine Ausweitung 
dieses Geschäfts zu begünstigen. 

Verbundene 
Unternehmen 

Antragsberechtigung, wenn mehr als 80 Prozent des verbundweiten 
Gesamtumsatzes auf direkt oder indirekt betroffene 
Verbundunternehmen entfällt. Erstattet werden 75 Prozent des 
Umsatzes der betroffenen Verbundunternehmen. 

Laufzeit  Dauer der Schließungen im November 2020 

Antragstellung Elektronische Antragstellung durch Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer und Auszahlung über die Überbrückungshilfe-
Plattform.  

Soloselbständige sollen bis zu einem Förderhöchstsatz von 5.000 
Euro unter besonderen Identifizierungspflichten direkt 
antragsberechtigt sein.   

Verwaltung Länder  
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Bericht des Vorsitzenden 
zur Sitzung der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 
am 3. November 2020 
19. WP/ 63 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Unser Land stemmt sich in beeindruckender Weise gegen Pandemie.  

Deutschland im Herbst 2020 ist ein Land, das kämpft. Schulen, Pflegeheime 

und Unternehmen halten mit pragmatischen Lösungen ihren Betrieb aufrecht. 

Auf dieses Deutschland können wir alle zurecht stolz sein. Viele Beschäftigte 

arbeiten wieder von zu Hause aus oder wechseln sich mit ihren Kolleginnen 

und Kollegen im Büro ab. Unser aller Ziel ist es, die alltäglichen Kontakte 

deutlich zu reduzieren. In den nächsten Wochen wird sich entscheiden, wie 

wir Weihnachten feiern können. In den nächsten Wochen können wir bewei-

sen, wie wir als offene, demokratische und plurale Gesellschaft diese Pande-

mie in den Griff bekommen.  

Einheitlich, ehrlich und entschlossen gegen die Pandemie. 

Der Deutsche Bundestag ist der Maschinenraum unserer Demokratie. Hier 

kommt alles auf den Tisch, alles kommt zur Sprache. Unsere Beschlüsse im 

Kampf gegen die Corona-Pandemie sind von großer Tragweite. Wir muten den 

Menschen in Deutschland sehr viel zu. Wir sehen auch, dass viele Geschäfte, 

Restaurants und Vereine hart getroffen sind, obwohl sie sich in den vergange-

nen Monaten enorm angestrengt haben. Um dieser Situation gerecht zu wer-

den, braucht es föderale Einheitlichkeit, demokratische Ehrlichkeit und ge-

sellschaftliche Entschlossenheit. Wenn zum Schutze aller jetzt einzelne 
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Bereiche und Betriebe besonders belastet werden, dann gilt ihnen unsere Soli-

darität – und dazu gehören auch schnelle und unbürokratische finanzielle 

Hilfen. 

Vereint im Kampf gegen islamistischen Terror. 

Unsere offene, demokratische und plurale Gesellschaft wird dieser Tage nicht 

nur vom Corona-Virus bedroht. Wir sind zutiefst erschüttert von den terroris-

tischen Anschlägen bei Paris, in Nizza und in Wien. Unsere Gedanken sind bei 

allen Verletzten und den Familien der Opfer. Die Meinungs- und die Religi-

onsfreiheit sind zwei Grundpfeiler unserer Gesellschaft und für die CDU/CSU-

Bundestagsfraktion nicht verhandelbar. Angesichts der Bedrohungslage kön-

nen wir den Kampf gegen Terror nur gemeinsam gewinnen – in Deutschland, 

in Europa und weltweit. 

Klares Bekenntnis zur transatlantischen Partnerschaft. 

Wir blicken diese Woche mit großem Interesse auf den Ausgang der US-ameri-

kanischen Präsidentschaftswahl. Unsere politischen, wirtschaftlichen und 

privaten Verbindungen über den Atlantik sind trotz einiger Spannungen heute 

so eng und vielfältig wie niemals zuvor. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion en-

gagiert sich mit aller Kraft für eine lebendige transatlantische Partnerschaft – 

und dies nicht nur mit Worten. Die Zusammenarbeit mit den USA und Kanada 

ist existenziell für die Sicherheit und den Wohlstand unseres Landes. Sie ist 

seit über 70 Jahren für die Bundesrepublik ein Erfolgsgarant zu beiderseitigem 

Nutzen, seit 30 Jahren für ganz Deutschland. Auf dieser Grundlage sollten wir 

aufbauen, um auch die Herausforderungen der Zukunft gemeinsam zu beste-

hen. 

II. Die Woche im Parlament 

Drittes Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage 

von nationaler Tragweite. Wir beraten in erster Lesung das Dritte Gesetz 

zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Trag-

weite. Der Gesetzentwurf sieht eine Vielzahl an Maßnahmen vor, unter ande-

rem sollen die Regelungen zum Reiseverkehr im Fall einer epidemischen Lage 

angepasst werden z. B. dadurch, dass eine digitale Einreiseanmeldung nach 

Aufenthalt in Risikogebieten verordnet werden kann, um eine bessere Über-

wachung durch die zuständigen Behörden zu ermöglichen. Zudem soll festge-

schrieben werden, dass erlassene Rechtsverordnungen zum Reiseverkehr mit 

Aufhebung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deut-

schen Bundestag außer Kraft treten, im Falle von COVID-19 jedoch spätestens 
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mit Ablauf des 31. März 2021. Außerdem wird der Begriff des Risikogebiets le-

galdefiniert. Darüber hinaus solle meldepflichtige Labore dazu verpflichtet 

werden, künftig eine SARS-CoV-2-Meldung über das elektronische Melde- und 

Informationssystem zu melden. Eine solche Pflicht soll auch in Bezug auf wei-

tere Infektionskrankheiten schrittweise bis Ende 2022 eingeführt werden.  

Zur weiteren Ausweitung der Testkapazitäten erlaubt der Gesetzentwurf die 

Nutzbarkeit von veterinärmedizinischer oder zahnärztlicher Laborkapazitäten 

für Schnelltests auf das Coronavirus. Zudem sollen auch Nichtversicherte  

einen Anspruch auf Schutzimpfungen und Testungen haben, wenn dies im 

Rahmen einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite zum Schutz der 

Bevölkerung erforderlich ist. Das Bundesgesundheitsministerium soll in die-

sem Fall mit einer Rechtsverordnung den Umfang der Finanzierung von Leis-

tungen und Kosten aus der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds bestim-

men können. 

Schließlich wollen wir in das Infektionsschutzgesetz mit einem neuen § 28a 

aufgrund der fortdauernden epidemischen Lage eine besondere Rechtsgrund-

lage aufnehmen, die beispielhaft Standarfmaßnahmen enthält, welche die 

Länder ergreifen können, sofern der Deutsche Bundestag die epidemische 

Lage von nationaler Tragweite i.S.d. § 5 Abs. 1 festgestellt hat. Zudem wir ein 

Stufensystem eingeführt, das sich an der jeweiligen Inzidenz von Neuinfektio-

nen pro 100.000 Einwohner innerhalb von 7 Tagen orientiert. 

Schlussbericht der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz. Die En-

quete-Kommission Künstliche Intelligenz (KI) beschloss nach über zweijähri-

ger Arbeit am 26. Oktober 2020 ihren Abschlussbericht. Die Kommission hatte 

sich in zwei Phasen umfassend mit den Themenbereichen "KI und Wirt-

schaft", "KI und Staat", "KI und Gesundheit", "KI und Arbeit, Bildung, For-

schung", "KI und Mobilität", "KI und Medien" befasst. Der Bericht enthält be-

reichsspezifische Bestandsaufnahmen und zahlreiche Handlungsempfehlun-

gen. Mit der Enquete-Kommission KI ist es gelungen, richtungsweisende 

Empfehlungen für KI-Anwendungen zu entwickeln, die Rechtssicherheit und 

eine Basis für KI „Made in Europe“ und „Made in Germany“ schaffen können. 

Gesetz zur Beschleunigung von Investitionen. Mit dem Gesetz beschließen 

wir in zweiter und dritter Lesung eine Reihe von Maßnahmen, durch die die 

Umsetzung wichtiger Infrastrukturprojekte beschleunigt werden. Dazu zählen 

u.a. Vereinfachungen im Raumordnungsrecht und bei der Genehmigung der 

Elektrifizierung von Schienenstrecken sowie Maßnahmen zur Beschleunigung 

der Gerichtsverfahren. Darüber hinaus werden die verwaltungsrechtlichen 

Verfahren optimiert, indem Zuständigkeiten klarer strukturiert und Regelun-

gen zu Spruchkörpern und gesetzlicher Anordnung des Sofortvollzugs festge-

legt werden. Mit diesem Gesetz setzen wir eine Initiative der Geschäftsführen-

den Fraktionsvorstände unserer Fraktion und der SPD-Bundestagsfraktion 
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vom Januar 2020 um, damit Investitionen in Deutschland schneller in die Tat 

umgesetzt werden.  

Gesetz zur Digitalisierung von Verwaltungsverfahren bei der Gewährung 

von Familienleistungen. Mit diesem Gesetz, das wir in zweiter und dritter 

Lesung verabschieden, werden die rechtlichen Rahmenbedingungen geschaf-

fen, um den Zugang zu drei zentralen Familienleistungen stark zu vereinfa-

chen: Elterngeld, Kindergeld und Namensbestimmung. Ziel ist es, Eltern in 

der Phase rund um die Geburt eines Kindes von Bürokratie zu 

entlasten. Bei zentralen Familienleistungen wird mit Zustimmung des Antrags-

stellers der behördenübergreifende Datenaustausch ermöglicht, so dass die Er-

bringung von Nachweisen vereinfacht wird. Der Gesetzentwurf enthält ferner ei-

nige Anpassungen für die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes. Im parlamenta-

rischen Verfahren haben die Koalitionsfraktionen darüber hinaus für die fristge-

rechte Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes wichtige Regelungen beschlossen 

u.a. zu Organisationskonten für Unternehmen und einheitliche Bekanntgaberege-

lung in künftigen OZG-Nutzerkonten. 

Belarus – Politische Gefangene freilassen, freie und faire Neuwahlen er-

möglichen, Zivilgesellschaft stärken und Verfassungsreform initiieren. 

Mit dem vorliegenden Antrag beschließt der Deutsche Bundestag, dass er das 

offizielle Ergebnis der Präsidentschaftswahl in Belarus vom 9. August 2020 

nicht anerkennt, da die Wahlen weder frei noch fair waren. Wahlfälschungen 

im großen Umfang lassen sich zweifelsfrei nachweisen. Eine neue Amtszeit 

von Aljaksandr Lukaschenka entbehrt daher jeder demokratischen Legitima-

tion. Vor diesem Hintergrund fordern wir die Bundesregierung mit unserem 

Antrag dazu auf, sich für ein sofortiges Ende der Gewalt und die Freilassung 

aller politischen Gefangenen einzusetzen. Zudem sind freie und faire Neu-

wahlen unter internationaler Wahlbeobachtung sowie ein Verfassungsreform-

prozess notwendig. Als Folge des gefälschten Wahlergebnisses muss auf euro-

päischer Ebene die Sanktionierung von Lukaschenka und von Personen, die 

für politische Repressionen, Gewalt und Folter sowie die Fälschung der Wahl-

ergebnisse verantwortlich sind, durchgesetzt werden. Belarussischen Staats-

bürgern, die unter den Repressionen leiden, ist die Einreise zu erleichtern. Da-

für ist es notwendig, dass das zwischen der Europäischen Union und Belarus 

vereinbarte Visumerleichterungsabkommen konsequent angewendet und 

vollumfänglich ausgeschöpft wird. 

Bericht des Verteidigungsausschusses als 1. Untersuchungsausschuss 

gemäß Artikel 45a Absatz 2 des Grundgesetzes. Der Verteidigungsaus-

schuss hatte sich am 30. Januar 2019 als Untersuchungsausschuss eingesetzt, 

um den Umgang mit externer Beratung und Unterstützung im Geschäftsbe-

reich des BMVg aufzuklären. Anlass waren Berichte des 
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Bundesrechnungshofes von 2018 über Rechts- und Regelverstöße bei der Nut-

zung derartiger Leistungen. Der Untersuchungsausschuss hat mehr als 4700 

Akten beigezogen und in 17 Beweisaufnahmesitzungen einen Sachverständi-

gen sowie 41 Zeugen zu den Vorgängen befragt. Die im Rahmen seiner Unter-

suchung gesammelten Erkenntnisse hat der Untersuchungsausschuss im nun 

vorliegenden Abschlussbericht zusammengetragen.  

Umsetzung der Richtlinien (EU) 2019/878 und (EU) 2019/879 zur Reduzie-

rung von Risiken und zur Stärkung der Proportionalität im Bankensek-

tor (Risikoreduzierungsgesetz). In zweiter und dritter Lesung setzen wir die 

Richtlinien des EU-Bankenpakets in nationales Recht um. Zur Risikoreduzie-

rung im Bankensektor werden die Kapital- und Liquiditätsanforderungen für 

Banken verschärft. Dazu werden eine verbindliche Verschuldungsquote und 

eine strukturelle Liquiditätsquote eingeführt. Außerdem wird ein internatio-

naler Standard zu Verlustpuffern umgesetzt, um die Steuerzahler bei der Ab-

wicklung von Banken zu schützen. Darüber hinaus wird für kleine und mitt-

lere Banken das Prinzip der Proportionalität gestärkt. Hier geht es um eine 

zielgerichtete, passgenaue Regulierung für Banken mit wenig komplexen Ge-

schäftsmodellen, damit sich diese voll auf ihre Kernaufgabe, die Kreditversor-

gung mittelständischer Unternehmen, konzentrieren können. Rechtlich 

selbstständige Förderbanken wie die KfW sind aus dem Anwendungsbereich 

der europäischen Bankenregulierung ausgenommen und werden künftig 

durch die nationale Aufsicht beaufsichtigt. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes und ande-

rer Vorschriften. In zweiter und dritter Lesung beschließen wir eine Reform 

des Windenergie-auf-See-Gesetzes, mit der ein Teil des Klimaschutzpro-

gramms 2030 umgesetzt wird. Mit dem Gesetz wird das Ausbauziel für Offs-

hore-Windenergie bis 2030 von 15 auf 20 Gigawatt Leistung geändert. Zudem 

wird erstmals ein Langzeitziel definiert: Bis zum 2040 sollen eine installierte 

Leistung von 40 Gigawatt erreicht werden. Außerdem wird ein zusätzlicher 

Prüfungsschritt eingeführt, der das Risiko minimiert, dass ein Windpark nicht 

genutzt werden kann, weil sich die Fertigstellung der dazugehörigen Offshore-

Anbindungsleitung verzögert. Zudem ändern sich die Vorschriften für das Ge-

botsverfahren während der Ausschreibung. Weitere Gesetzesänderungen be-

treffen unter anderem den Höchstwert, die Härtefälle im Falle von Herstelle-

rinsolvenzen sowie sonstige Energiegewinnungsbereiche wie beispielsweise 

der Wasserstoffproduktion. 

Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zwölf-

ten Buches Sozialgesetzbuch sowie des Asylbewerberleistungsgesetzes. 

Mit dem Regelbedarfsermittlungsgesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung 

annehmen, werden die Leistungssätze in der Grundsicherung für 
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Arbeitssuchende, der Sozialhilfe und dem Asylbewerberleistungsgesetz an die 

jüngsten Entwicklungen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 

angepasst. Auf der Grundlage der EVS, die vom Statistischen Bundesamt 

durchgeführt wird, wurden für fünf der sechs Regelbedarfsstufen höhere Be-

darfe ermittelt. Neu ist auch, dass nunmehr die Kosten für die Mobilfunknut-

zung im Regelbedarf enthalten sind. 

Gesetz zur Modernisierung des Berufsqualifikationsfeststellungsgeset-

zes und des Fernunterrichtsschutzgesetzes. Mit dem Gesetz, das wir in 

zweiter und dritter Lesung beschließen, werden die Möglichkeiten der statisti-

schen Erhebung zu den Verfahren zur Anerkennung ausländischer Berufsqua-

lifikationen verbessert und vereinheitlicht. Dies ermöglicht Rückschlüsse zur 

weiteren Optimierung der Verwaltungsverfahren. Zudem wird im Fernunter-

richtschutzgesetz der Abschluss und die Beendigung von Fernunterrichtsver-

trägen vereinfacht, indem das Schriftformerfordernis durch das Textformer-

fordernis ersetzt wird. Dadurch wird der Zugang zu digitalen Bildungsangebo-

ten erleichtert. Künftig können damit zum Beispiel der Abschluss und die 

Kündigung von Fernunterrichtsverträgen auch per E-Mail oder über ein On-

line-Portal erfolgen. 

Gesetze zur Entfristung von Vorschriften zur Terrorismusbekämpfung. 

Mit dem Gesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung beschließen, werden die 

Vorschriften zur Terrorismusbekämpfung, die nach den Anschlägen vom 11. 

September 2001 eingeführt worden waren, entfristet. Dies betrifft Befugnisse 

im Bundesverfassungsschutzgesetz, dem MAD-Gesetz und dem BND-Gesetz. 

Hierbei handelt es sich insbesondere um die Auskunftsregelungen für Luft-

fahrtunternehmen, Banken und Telekommunikations- und Telemedienanbie-

ter, der Ausschreibung im Schengener Informationssystem sowie Übermitt-

lungsregelungen bezüglich des BAMF. Zu den entfristeten Befugnissen zählen 

der Einsatz von sogenannten IMI-Catchern zur Ermittlung der Rufnummer ei-

nes vom Verdächtigen genutzten Mobiltelefons sowie die Sicherheitsüberprü-

fung von Personen in kritischen Infrastrukturen. 

Gesetz zur Verschiebung des Zensus in das Jahr 2022 und zur Änderung 

des Aufenthaltsgesetzes. Als Folge der Corona-Pandemie konnten die Vorbe-

reitungen für den Zensus 2021 nicht wie geplant durchgeführt werden. Der 

Zensusstichtag soll daher durch das Gesetz, das wir in zweiter und dritter Le-

sung verabschieden, auf den 15. Mai 2022 verschoben werden. Damit werden 

zugleich die Datenlieferungen öffentlicher Stellen terminlich angepasst. Für 

den Fall, dass bei einer längeren Fortdauer der Corona-Pandemie oder einer 

anderen besonderen Lage eine erneute Verschiebung des Zensusstichtags er-

forderlich werden sollte, wird die Bundesregierung ermächtigt, mit 
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Zustimmung des Bundesrates die notwendigen Anpassungen durch Rechts-

verordnung vorzunehmen.  

Davon unabhängig wird mit diesem Gesetz eine wichtige Änderung im Auf-

enthaltsgesetz vorgenommen. Durch die Einführung des neuen Hafttatbestan-

des der „ergänzenden Vorbereitungshaft" soll sichergestellt werden, dass be-

reits abgeschobene Gefährder und strafrechtlich erheblich in Erscheinung ge-

tretene Ausländer, wie beispielsweise kriminelle Mitglieder aus Clanstruktu-

ren, die wie im Fall Miri entgegen einem bestehenden Einreise- und Aufent-

haltsverbot unerlaubt wieder einreisen und einen Asylantrag stellen, in Haft 

genommen werden können.  

Gesetz zur Stärkung der Sicherheit im Pass-, Ausweis- und ausländer-

rechtlichen Dokumentenwesen. Der Kernbestandteil des Gesetzes, das wir 

in zweiter und dritter Lesung beschließen, besteht darin, das „Morphing“ zu 

vermeiden. „Morphing“ ist eine Manipulation bei der Passbeantragung, bei der 

mehrere Bilder übereinander oder ineinander verarbeitet werden. Mit unse-

rem Gesetz sollen anschließende unerlaubte Grenzübertritte mit einem auf 

diese Weise manipulierten Pass verhindert werden. Künftig wird das Passbild 

ausschließlich entweder digital in der Behörde erstellt oder von privaten 

Dienstleistern digital angefertigt und an die Behörde sicher übermittelt. Au-

ßerdem wird zur Vereinfachung der Wiedereingliederung von Strafgefange-

nen in die Gesellschaft eine Ausweispflicht für diese ab dem dritten Monat vor 

Haftentlassung eingeführt. Schließlich wird in Übereinstimmung mit europa-

rechtlichen Vorgaben die Geltungsdauer von Kinderreisepässen auf ein Jahr 

verkürzt und künftig die Speicherung von zwei Fingerabdrücken im Speicher-

medium des Personalausweises verpflichtend. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Protokolls 

über Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21.Mai 2003 

sowie zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006. In zweiter 

und dritter Lesung setzen wir die Änderungen an der europäischen PRTR-Ver-

ordnung (European Pollutant Release and Transfer Register, EG/166/2006) in 

nationales Recht um. Mit dem Gesetz erfolgt eine 1:1 Umsetzung des EU-

Rechts. Dabei handelt es sich um Angleichungen der Berichterstattungspflich-

ten im Umweltbereich. Es erfolgen zudem Angleichungen von Meldefristen 

für Daten, die bislang zu unterschiedlichen Zeitpunkten gemeldet werden 

mussten. Des Weiteren werden das Berichtsformat für die Berichterstattung 

zum europäischen Schadstofffreisetzungs und -verbringungsregister geändert 

und die Berichtspflichten verkürzt. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Landwirtschaftserzeugnisse-Schulpro-

grammgesetzes. In zweiter und dritter Lesung passen wir die bestehenden 

Regelungen des Landwirtschaftserzeugnisse-Schulprogrammgesetzes an die 



 

 

Seite 8 von 10 

aktuellen europäischen Rechtsgrundlagen an. Dies schafft die Voraussetzun-

gen, damit Kinder in Kitas und Schulen weiterhin an den EU-Programmen für 

eine gesunde Ernährung teilnehmen können. Ziel des EU-Schulprogramms ist 

es, Kindern frisches Obst und Gemüse sowie Milch und Milchprodukte wie 

z.B. Naturjoghurt schmackhaft zu machen und gesündere Ernährungsgewohn-

heiten zu fördern. Zudem wird mit dem Gesetz eine wesentliche Vorausset-

zung dafür geschaffen, dass zeitnah Waldprämien zur weiteren Unterstützung 

privater und kommunaler Waldeigentümer ausgezahlt werden können. Hier-

durch sollen aufgrund von Stürmen, Dürre, Borkenkäferbefall und Klimawan-

del entstandene Schäden teilweise kompensiert und gleichzeitig eine nach-

haltige Waldwirtschaft unterstützt werden. 

Bericht der Bundesregierung zur weltweiten Lage der Religionsfreiheit. 

In dieser Woche berichtet die Bundesregierung zum zweiten Mal über die 

weltweite Lage der Religionsfreiheit. Der Berichtszeitraum umfasst die Jahre 

2018 und 2019. Der Bericht enthält einen Länderteil, der über die Verwirkli-

chung der Religionsfreiheit in 30 Ländern berichtet, in denen entsprechende 

Entwicklungen aus Sicht der Bundesregierung von besonderem Interesse wa-

ren. Zudem identifiziert der Bericht drei Bereiche, in denen Religionsfreiheit 

derzeit in besonderem Maße eingeschränkt wird: durch Blasphemie- und Kon-

versionsgesetze, durch digitale Kommunikation sowie im Bereich staatlicher 

Bildungsangebote. In den zurückliegenden Jahren lässt sich ein weltweiter 

Trend der zunehmenden Einschränkung der Religionsfreiheit erkennen. 

Christen sind als Angehörige der zahlenmäßig größten Glaubensgemeinschaft 

weltweit von der Verletzung des elementaren Menschenrechts besonders be-

troffen. Der Bericht endet mit einer Übersicht zum Engagement der Bundesre-

gierung zur Stärkung der Religions- und Weltanschauungsfreiheit. 

Achter Bericht zur Lage der älteren Generation in Deutschland: Ältere 

Menschen und Digitalisierung und Stellungnahme der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung informiert in dieser Woche zum achten Mal über die 

Lage älterer Menschen im Hinblick auf die Digitalisierung. Der Bericht thema-

tisiert unter anderem die digitale Spaltung, die aus einem Ausschluss be-

stimmter Personengruppe von der Teilhabe an digitaler Technik resultiert. Er 

beschreibt zudem, wie sich die Digitalisierung auf kognitive, emotionale, sozi-

ale und körperliche Prozesse im Alter auswirkt. Vor diesem Hintergrund emp-

fiehlt die zuständige Sachverständigenkommission eine Vielzahl an Maßnah-

men. Bildungsangebote sind etwa für digitale Kompetenzen älterer Menschen 

essentiell. 

Für den Erhalt des Vertrags über den offenen Himmel eintreten. Der „Ver-

trag über den offenen Himmel“ ist ein Schlüsselvertrag der internationalen 

Rüstungskontrolle. Er ermöglicht den 34 Vertragsstaaten in Europa und 
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Nordamerika gemeinsame Beobachtungsflüge über das gesamte Gebiet aller 

Vertragsstaaten – von Vancouver bis Wladiwostok – und trägt so zur Vertrau-

ensbildung bei. Durch die Beobachtungsflüge sollen militärische Aktivitäten 

ebenso wie Veränderungen militärischer Infrastruktur transparent gemacht 

werden. Die US-Administration hatte im Frühjahr 2020 entschieden, den Ver-

trag zu verlassen. Nach Ablauf der sechsmonatigen Kündigungsfrist würde 

dieser Austritt am 20. November 2020 rechtskräftig werden. Sollte dies ge-

schehen, wäre das bestehende Rüstungskontrollregime weiter beeinträchtigt 

und hätte Auswirkungen auf die europäische Sicherheit. Es liegt im deutschen 

Interesse, alles im Bereich des Möglichen zu tun, um die US-Administration 

von einem Umdenken zu überzeugen. Wir fordern die Bundesregierung daher 

mit unserem Antrag dazu auf, die USA zu einer Revidierung ihrer Austrittsent-

scheidung und zu einem Festhalten am Vertrag über den Offenen Himmel zu 

bewegen. 

III. Daten und Fakten 

70. Jahrestag der Unterzeichnung der Europäischen Menschenrechtskon-

vention. Am 4. November 1950 wurde in Rom die „Konvention zum Schutz 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten“ verabschiedet. Zu den zwölf Staa-

ten, welche die Konvention damals unterzeichneten, gehörten Belgien, Däne-

mark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Irland, Island, Italien, Lu-

xemburg, die Niederlande, Norwegen, die Türkei und das Vereinigte König-

reich. Die Europäische Menschrechtskonvention brachte einen entscheiden-

den Fortschritt für die Menschenrechte in Europa, da sie den Bürgern der Un-

terzeichnerstaaten gewisse Grundfreiheiten garantiert und bestimmte Verbote 

ausspricht. Zu den wichtigsten Punkten zählen das Verbot von Folter, Zwangs-

arbeit, erniedrigender Strafen sowie Diskriminierung. In der Konvention wur-

den Klage- und Rechtsschutzinstrumente verankert und mit dem Europäi-

schen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg eine Instanz zur Durch-

setzung der Rechte geschaffen. Somit ist die Konvention verbindlicher als die 

zwei Jahre zuvor verabschiedete Erklärung der Menschenrechte durch die Ver-

einten Nationen. Heute bekennen sich 47 Staaten zur Europäischen Men-

schenrechtskonvention. (Quellen: KAS, bpb) 

 

Steigendes Interesse an Pflegeberufen. Die gestiegenen Zahlen bei den Be-

rufsanfängern im Pflegebereich in den vergangenen Jahren zeigt, dass die 

Wahl eines Pflegeberufs für immer mehr Menschen attraktiv erscheint. Im 

Jahr 2019 begannen 71 300 Menschen eine Ausbildung in einem Pflegeberuf, 

was einem Anstieg um 8,2 % im Vergleich zum Vorjahr entspricht. In den letz-

ten zehn Jahren seit 2009 stieg die Zahl der Menschen, die eine Ausbildung im 

Pflegebereich begonnen haben, sogar um 39 %. Zu den Pflegeberufen zählen 
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die Ausbildungen in der Altenpflege, der Gesundheits- und Krankenpflege so-

wie der Kinderkrankenpflege. Den größten Zuwachs unter diesen Ausbil-

dungsberufen verzeichnete die Altenpflege. Zwar wird der Pflegeberuf nach 

wie vor überwiegend von Frauen angestrebt – doch auch der Männeranteil ist 

in den letzten zehn Jahren gestiegen: Von 19 % im Jahr 2009 auf 25 % im Jahr 

2019. Eine kontinuierliche Fortsetzung dieses allgemeinen Trends ist wichtig, 

um die bestehenden Lücken an fehlendem Fachpersonal zu füllen. (Quelle: 

Destatis) 
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